
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 13.11.2025 
 
in Mommenheim, Rathaus Mommenheim, An der Weidenbrücke 1 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 19:58 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Rainer Raab Ortsbürgermeister   
Anna Seibert 1. Beigeordnete und Ratsmitglied   
André Degener 2. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Niclas Hamann 3. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Jutta Friesenecker Ratsmitglied   
Berthold Windisch Ratsmitglied   
Werner Seekatz Ratsmitglied   
Michael Biegel Ratsmitglied   
Wolfgang von Massow Ratsmitglied   
Frank Windisch Ratsmitglied   
Peter Maurer Ratsmitglied   
Arno Stüber Ratsmitglied   
Eva Popper Ratsmitglied   
Werner Popper Ratsmitglied   
Anne Geißenhöner-Schäfers Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
 
Marc-André Herberg Ratsmitglied   
Wolfgang Kurzke Ratsmitglied   
Markus Gall Ratsmitglied   
Jens Windisch Ratsmitglied   
Tobias Demmig Ratsmitglied   
Jonathan Rehm Ratsmitglied   

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Günter Beckermann Ingenieurbüro ISU in Kaiserslautern   

 
Für die Verwaltung: 
 
Elvira Gall Schriftführung   
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Die Mitglieder des Gemeinderates der Ortsgemeinde Mommenheim sind mit der Einladung 
vom 05.11.2025 auf Donnerstag, 13.11.2025, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung 
einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Gemeinderat ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
Der Vorsitzende teilt mit, dass TOP 5 mit Schreiben vom 07.11.2025 nachgereicht wurde. 
Somit werden die bisherigen Tagesordnungspunkte 5 und 6 zu TOP 6 und TOP 7. 
 
Der Gemeinderat erhebt gegen die Tagesordnung keinen Einwand. 
 
 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Einwohnerfragestunde 

 
2. Ortsgemeinde Mommenheim; 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 in der Stadt 

Nierstein (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park);  
Zustimmung der Ortsgemeinde gemäß § 67 Abs. 2 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0080) 
 

3. Beratung und Beschlussfassung über die Erstellung eines kommunalen 
Biodiversitätskonzeptes (Übertragungsbeschluss) 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0079) 
 

4. Mommenheim; Bauantrag mit Abweichungsantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 36 
BauGB;  
Hier: Traminerstraße; Flur 9, Flurstück 594 
Fristende: 09.12.2025 
Errichtung eines Nebengebäudes für Fahrräder und Gartengeräte mit Abweichungsantrag 
zur Überschreitung der Grenzbebauung 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0081) 
 

5. Mommenheim; Nachtrag zu Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Keltenweg; Flur 2, Flurstück 36/3 und 33/6  
Fristende: 05.01.2026 
Nachtrag zu Neubau eines Penny Lebensmittel-Discounters mit Apotheke 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0085) 
 

6. Mitteilungen 
 

7. Anfragen 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
1. Einwohnerfragestunde  

 
Schriftliche Einwohneranfragen liegen nicht vor. 
 
Mündlich werden keine Fragen gestellt. 
 
 
 
 
2. Ortsgemeinde Mommenheim; 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 in der 

Stadt Nierstein (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park); 
Zustimmung der Ortsgemeinde gemäß § 67 Abs. 2 GemO 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0080) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz hatte in seiner Sitzung am 6. 
Juni 2024 die Aufstellung der 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 (Rechenzentrum 
und Gewerbe Rhein-Selz-Park) für die ehemaligen Militärstandort ‚Anderson Barracks & 
Housing Dexheim‘ in der Stadt Nierstein beschlossen. Ziel der vorbereitenden Planung ist die 
Ansiedlung eines großflächigen Rechenzentrums sowie von ergänzenden gewerblichen 
Nutzungen. Die bisherige Darstellung als Sonderbaufläche „Offroad – 
Unterkunft/Freizeiteinrichtungen – Veranstaltung“ gemäß der geltenden 1. Änderung des 
Flächennutzungsplans im südöstlichen Teil soll durch die vorliegende Planung in gewerbliche 
Bauflächen geändert werden. Die Konkretisierung der gewerblichen Nutzungen in dem 
Bereich bleibt dem künftigen Bebauungsplanverfahren vorbehalten. 
 
Der Planentwurf zur 8. Änderung des FNP wurde parallel zum Bebauungsplanverfahren 
„Rhein-Selz-Park, II/Rechenzentrum“ aufgestellt und zum Gegenstand einer frühzeitigen 
Beteiligung sowie einer förmlichen Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung gemacht. Zum 
Planentwurf gingen lediglich 5 Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit und von den beteiligten 
66 Träger öffentlicher Belange (33 Behörden und 33 Ortsgemeinden/Nachbargemeinden) nur 
11 Stellungnahmen mit Anregungen, Hinweisen ein. Ein Großteil der Hinweise betraf die 
Ebene des Bebauungsplans bzw. die Genehmigungsebene, etwa die Umsetzung des 
Entwässerungskonzepts, der Umgang mit Starkregenereignissen, die Abwärmenutzung und 
die Nutzung erneuerbarer Energien, die Höhenbegrenzung bei den Schornsteinen. Fragen der 
Ortsgemeinden (etwa zur Entwässerung, zu Immissionen und etwaigen Blendwirkungen durch 
Photovoltaikanlagen auf den Dächern und Fassaden) konnten durch Erläuterungen der 
Fachgutachter geklärt werden. 
 
Keine der Stellungnahmen erfordert eine Änderung der Planung. Aufgrund der Hinweise gab 
es lediglich punktuelle Ergänzungen in der Planbegründung. 
 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz beabsichtigt daher, in seiner 
öffentlichen Sitzung am 04.12.2025 den Feststellungsbeschluss zur 8. Änderung des 
Flächennutzungsplans 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) zu fassen.  
 
Der Feststellungsbeschluss bedarf gemäß § 67 Abs. 2 GemO der Zustimmung der 
verbandsangehörigen Ortsgemeinden/Städte. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn mehr als 
die Hälfte der Ortsgemeinden/Städte zugestimmt hat und in diesen mehr als zwei Drittel der 
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Einwohner der Verbandsgemeinde wohnen. Kommt die Ermittlung der Mehrheit im gesamten 
Gebiet der Verbandsgemeinde nicht zustande, so entscheidet der Verbandsgemeinderat mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder.  
 
Die 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-
Selz-Park) wird nach der Beschlussfassung des Verbandsgemeinderats und bei Vorliegen der 
mehrheitlichen Zustimmung der Ortsgemeinden der Kreisverwaltung Mainz-Bingen als 
höherer Verwaltungsbehörde gemäß § 6 Abs. 1 BauGB zur Genehmigung vorgelegt. Der 
Flächennutzungsplan tritt dann mit der ortsüblichen Bekanntmachung der Genehmigung in 
Kraft.  
 
Anlage: 
 
Flächennutzungsplan 2030 – 8. Änderung (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-
Park), Stand: Oktober 2025, Planzeichnung im Original-Maßstab 1:5000  
Aus Gründen des kommunalen Beitrags zum Umweltschutz, stehen die genannten Anlagen 
im Sitzungsdienstprogramm als Download zur Verfügung. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt, der 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 
(Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) der Verbandsgemeinde Rhein-Selz  
(s. Anlage) gemäß § 67 Abs. 2 GemO i.V.m. § 203 Abs. 2 BauGB zuzustimmen. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende ruft den Tagesordnungspunkt auf, verweist auf die Beschlussvorlage vom 
13.10.2025 mit Anhang des Flächennutzungsplanes und übergibt das Wort an Herrn 
Beckermann vom Planungsbüro zur Erläuterung der 8. Änderung des vorliegenden 
Flächennutzungsplanes 2030, anlässlich des Projektes Rechenzentrum und Gewerbe im 
Rhein-Selz Park. 
Herr Beckermann weist darauf hin, dass das Großprojekt in jeder Gemeinde der VG Rhein-
Selz zur Beschlussfassung vorgelegt und beraten wird. 
Für das Gesamtprojekt ist mit einer 10jährigen Bauzeit zu rechnen. Auch wird die Maßnahme 
zu Landschaftsveränderungen führen. 400 neue Arbeitsplätze werden entstehen. 
Im 1. Quartal 2026 wird mit der Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplanes gerechnet. 
Abschließend dankt der Ortsbürgermeister Herrn Beckermann für die umfangreiche 
Präsentation des Flächennutzungsplanes. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 15 Ja-Stimmen. 
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3. Beratung und Beschlussfassung über die Erstellung eines kommunalen 
Biodiversitätskonzeptes (Übertragungsbeschluss) 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0079) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Rückgang der biologischen Vielfalt ist ein globales, aber auch ein lokales Problem mit 
weitreichenden ökologischen, ökonomischen und gesellschaftlichen Folgen. Weltweit und in 
Deutschland gehen Artenvielfalt, genetische Vielfalt und Vielfalt der Ökosysteme alarmierend 
zurück. Auch im Gebiet der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sind negative Entwicklungen 
hinsichtlich der Biodiversität sichtbar – sei es durchzunehmende Versiegelung, den Verlust 
von Lebensräumen oder die Auswirkungen des Klimawandels. 
 
Kommunen kommt im Natur- und Artenschutz eine Schlüsselrolle zu. Sie gestalten 
Flächennutzungen, entwickeln Bauleitpläne, bewirtschaften kommunale Grünflächen, fördern 
nachhaltige Landwirtschaft und können durch gezielte Maßnahmen Lebensräume erhalten 
und wiederherstellen. Damit tragen sie nicht nur zur Erreichung nationaler und internationaler 
Biodiversitätsziele bei, sondern steigern zugleich die Lebensqualität ihrer Bürgerinnen und 
Bürger, stärken die Klimaresilienz und schaffen grüne Infrastruktur. 
 
Vor diesem Hintergrund soll ein kommunales Biodiversitätskonzept erarbeitet werden. Ziel 
dieses Konzeptes ist es, den Zustand der biologischen Vielfalt im Verbandsgemeindegebiet 
zu analysieren, Defizite und Potenziale zu identifizieren sowie strategische Ziele und konkrete 
Maßnahmen zu entwickeln. Es soll ein Handlungsrahmen entstehen, der auf einer 
systematischen Datengrundlage basiert und langfristig die Grundlage für kommunales 
Handeln in Bezug auf den Erhalt und die Förderung der Biodiversität bildet.  
 
Gleichzeitig dient das Biodiversitätskonzept als obligatorische Grundlage zur Einwerbung 
weiterer Fördermittel. 
 
Ein beispielhaftes Biodiversitätskonzept der VG Wallmerod findet sich in der Anlage. 
 
Die Erstellung des Konzeptes soll unter Einbeziehung relevanter Fachbehörden, Verbände, 
wissenschaftlicher Expertise sowie der Öffentlichkeit erfolgen. Durch eine transparente 
Kommunikation und Beteiligung wird die Akzeptanz erhöht und die Umsetzungschancen 
deutlich verbessert. 
 
Die Kosten für die Erstellung des Biodiversitätskonzeptes werden auf ca. 230.000 € (inkl. der 
verpflichtenden Umsetzung einer Maßnahme) geschätzt. Anfang September wurde ein 
Fördermittelantrag im Programm „Natürlicher Klimaschutz in Kommunen“ gestellt, der eine 
80%ige Bezuschussung (184.000 €) vorzieht. Die Antwort dazu steht zum Zeitpunkt der 
Erstellung der Beschlussvorlage noch aus. Da es sich um ein Windhundverfahren handelt, 
wurde der Förderantrag vor der Beschlussfassung gestellt – er kann jederzeit zurückgezogen 
werden. 
Die übrigen Kosten werden von der Verbandsgemeinde getragen und möglichst über das 
Einwerben von weiteren Fördermitteln abgedeckt. Eine Ko-Finanzierung durch Eigenmittel ist 
ggf. erforderlich. 
 
Mit dem Biodiversitätskonzept positioniert sich die Verbandsgemeinde Rhein-Selz und alle 
teilnehmenden Ortsgemeinden und Städte aktiv im Sinne eines nachhaltigen Natur- und 
Umweltschutzes und leistet einen substanziellen Beitrag zum Schutz unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt, die Verbandsgemeindeverwaltung mit der Erstellung eines 
kommunalen Biodiversitätskonzepts zu beauftragen. Sollte die Verbandsgemeinde keine 
Fördermittel aus dem aktuellen Förderprogramm erhalten, wird die Verwaltung beauftragt, 
Anträge auf Förderung bei anderen Programmen mit vergleichbaren Konditionen zu stellen. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende verweist auf die Beschlussvorlage vom 08.10.2025 und erläutert das 
vorliegende Biodiversitätskonzept. 
Während der Beratung zeichnet sich ab, dass die Ortsgemeinde schon einige Maßnahmen, 
wie z.B. Streuobstwiese, Nistkästen u.w., getroffen hat und daher zur Zeit keine Notwendigkeit 
für das kommunale Biodiversitätskonzept sieht. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig abgelehnt mit 15 Nein-Stimmen. 
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4. Mommenheim; Bauantrag mit Abweichungsantrag; Beteiligung der Stadt gemäß § 
36 BauGB;  
Hier: Traminerstraße; Flur 9, Flurstück 594 
Fristende: 09.12.2025 
Errichtung eines Nebengebäudes für Fahrräder und Gartengeräte mit 
Abweichungsantrag zur Überschreitung der Grenzbebauung 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0081) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 09.12.2025 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des Bauantrages ist der Abbruch die Errichtung eines Nebengebäudes für 
Fahrräder und Gartengeräte.  
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit Bezeichnung „Auf der Schanz. 4. Änderung“. 
 
Das Nebengebäude befindet sich in der straßenabgewandten, nicht überbaubaren 
Grundstücksfläche. 
Nach den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans, unter Punkt 10, sind Nebenanlagen 
im Sinne des § 14 Abs. 1 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) ausschließlich innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Es ist jedoch festzustellen, dass auch auf 
benachbarten Grundstücken vergleichbare Nebenanlagen in den nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen errichtet wurden. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Das Bauvorhaben löst keinen Mehrbedarf an Stellplätzen aus.  
• Abweichung (Befreiung) von bauaufsichtlichen Anforderungen   
 
Gegenstand des Antrages auf Abweichung von bauordnungsrechtlichen Vorschriften der 
Landesbauordnung § 69 Abs. 9 LBauO ist die Überschreitung der Grenzbebauung um 1,37 
m. Gemäß § 8 Abs. 9 Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) dürfen Gebäude eine 
Länge von insgesamt 18 m an allen Grundstücksgrenzen nicht überschreiten. Der 
angrenzende Nachbar hat die Pläne unterschrieben. 
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Der Abweichungsantrag hinsichtlich der Bauvorschriften zur Grenzbebauung und 
Abstandsflächen ist durch die Kreisverwaltung Mainz-Bingen bauordnungsrechtlich zu 
beurteilen und stellt für die beteiligte Gemeinde keinen Versagensgrund dar. Grundsätzlich 
sieht die Landesbauordnung RLP für Abweichungen zum Bauordnungsrecht keine Beteiligung 
der Gemeinde vor. 
 
Im vorliegenden Fall kann von den Festsetzungen des Bebauungsplanes eine Ausnahme 
(Befreiung) zugelassen werden, da die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, die 
Abweichung städtebaulich vertretbar ist und die Abweichung auch unter Würdigung 
nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag 
und stimmt der Abweichung gemäß § 31 Abs. 2 BauGB zur Überschreitung der 
Grenzbebauung zu. 
 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende ruft den TOP auf und übergibt das Wort an den 2. Beigeordneten. 
Herr Degener verweist auf die Beschlussvorlage vom 13.10.2025 und erläutert den Bauantrag 
mit Abweichungsantrag zur Überschreitung der Grenzbebauung zur Errichtung eines 
Nebengebäudes für Fahrräder und Gartengeräte im rückwärtigen Grundstücksbereich. 
Die Zustimmung des Nachbarn liegt vor. 
 
Beschluss: 
 
Da sich die Überschreitung der Grenzbebauung im rückwärtigen Grundstücksbereich befindet, 
erteilt der Gemeinderat das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag 
und stimmt der Abweichung als Einzelfall gemäß § 31 Abs. 2 BauGB zur Überschreitung der 
Grenzbebauung zu. 
 
Abstimmungsergebnis: mehrheitlich angenommen mit 13 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme, 

1 Stimmenthaltung. 
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5. Mommenheim; Nachtrag zu Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 
BauGB;  
Hier: Keltenweg; Flur 2, Flurstück 36/3 und 33/6  
Fristende: 05.01.2026 
Nachtrag zu Neubau eines Penny Lebensmittel-Discounters mit Apotheke 
(Vorlagen-Nummer: 037/2025/0085) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 05.01.2026 
 
• Bauantrag  
 
Gegenstand des vorliegenden Bauantrages ist ein Nachtrag zum Neubau eines Penny 
Lebensmittel-Discountermarktes mit Apotheke. Unter dem Aktenzeichen 21/611-21/0004/23-
B-1013 wurde am 14.05.2025 bereits die Baugenehmigung erteilt. Im Rahmen dieser 
Genehmigung wurden zwei Befreiungen gemäß § 31 Abs. 2 BauGB von den 
bauplanungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans gewährt. Diese betrafen zum 
einen die Überschreitung der zulässigen Wandhöhe und zum anderen die Errichtung des 
Löschwasserbehälters auf/unter der Stellplatzfläche außerhalb des festgesetzten Baufensters. 
 
Das Grundstück befindet sich im Geltungsbereich eines rechtsverbindlichen 
Bebauungsplanes (§ 30 BauGB) mit Bezeichnung „Am Heiligen Baum II“. 
 
Der Baukörper wurde gegenüber der genehmigten Planung in seiner Kubatur nicht wesentlich 
verändert; lediglich die Grundfläche wurde von 1.866,90 m² auf 1.488,08 m² verkleinert. 
 
Gegenüber dem ursprünglichen Bauantrag vom 14.05.2024 ergeben sich folgende 
Änderungen: 
 

- Die ursprünglich vorgesehene Bankfiliale entfällt infolge eines Mieterrücktritts, an deren 

Stelle werden sieben zusätzliche Stellplätze errichtet.  

- Das Brandschutzkonzept wurde angepasst. Die Entrauchung (RWA) erfolgt nun über 

Lichtkuppeln im Dach anstelle von Oberlichtern.  

- Eine Außentür im Leergutlager entfällt, was im aktuellen Brandschutzkonzept 

entsprechend berücksichtigt wurde (siehe Anlage).  
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- Der Hausanschlussraum wurde durch die Abtrennung eines Technikraumes 

verkleinert, welcher künftig der Apotheke zugeordnet wird. 

- Der Löschwasserbehälter musste aufgrund des hohen Grundwasserstandes in seiner 

Geometrie angepasst werden. Die Löschwasserbevorratung entspricht weiterhin den 

gesetzlichen Anforderungen.  

- Die Grundstücksentwässerung bleibt unverändert.  

- Im Eingangsbereich wurde eine Fassadenbegrünung ergänzt.  

In den Tektur-Plänen sind nicht nur die Änderungen, sondern sämtliche Bauteile in roter Farbe 
dargestellt, wodurch die vorgenommenen Anpassungen nicht unmittelbar erkennbar sind. Zur 
besseren Nachvollziehbarkeit wurde daher das ergänzende Dokument „Penny Mommenheim 
Illustration zu den Änderungen“ beigefügt. 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Die Anzahl der notwendigen Stellplätze wird nachgewiesen.  
 
Anlage(n):  _A1_Penny Mommenheim Illustration zu den Änderungen 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum vorliegenden Bauantrag.  
 
Beratung: 
 
Der 2. Beigeordnete verweist auf die Beschlussvorlage vom 06.11.2025 und erläutert den 
Sachstand. 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag.  
 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig angenommen mit 15 Ja-Stimmen. 
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6. Mitteilungen  
 
Der Vorsitzende teilt mit, dass 
 
a) die Volksbank eine E-Mail zum geplanten Gebäudeverkauf geschickt hat, in der sie eine 
Führung bei Interesse anbietet. 
 
b) von den Penny-Markt Betreibern eine Einladung für den 26.11.2025 einging, mit der Bitte 
um Mitteilung der Teilnehmeranzahl. Seitens des Gemeinderates wird signalisiert, dass 
einige Ratsmitglieder ebenfalls eine Einladung erhalten haben. 
 
c) für die gemeinsame Ausschusssitzung am 20.11.2025 bisher nur zwei 
Tagesordnungspunkte vorliegen. Da seitens der VG noch kein Haushaltsentwurf vorliegt, kann 
keine Haushaltsberatung erfolgen. Ohne Haushaltsberatung liegen auch für die 
Dezembersitzung bisher kaum Beratungsthemen vor. 
 
d) der Antrag auf Doppelhaushalt 2026 / 2027 gestellt wurde. 
Seitens des Gemeinderates wird dazu angeregt, dass auf die Überträge einiger Maßnahmen 
geachtet werden muss. 
 
 
 
 
7. Anfragen  

 
Schriftliche Anfragen im Sinne der Geschäftsordnung liegen nicht vor. 
 
Auf die mündliche Anfrage von Ratsmitglied Frank Windisch nach einem Sitzungstermin des 
Rechnungsprüfungsausschusses erklärt der Vorsitzende, dass er sich bei Herrn Braun, VG, 
erkundigt. 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Rainer Raab Elvira Gall 
Ortsbürgermeister  

 


